
mot et qu'un signalement se

justifie uniquement lorsqu'il

s'agit d'une urgence. Interrogé

sur ces accusations, le minis-

tère de l'Éducation nationale a
assuré jeudi ne pas avoir

connaissance de telscas.

lement auprès du juge de la

jeunesse. La CCDHet YORK in-

sistent sur le fait que ce sont

les parents qui ont le dernier

besoins spécifiques. En cause,

la communication difficile en-
tre des professionnels scolai-

res et des parents concernant

le changement d'enseigne-

ment des enfants qui se solde-

raitpar des menaces de signa-

LUXEMBOURG La Commission

consultative des droits de

l'homme (CCDH) et I'Ombuds

Comité fir d'Rechtervum Kand

(ORK) assurent avoir connais-

sance de cas de pression exer-

cés sur des parents d'enfantsà

Menschenrechtskommission, die den jüngst

eingeführten Schulmediator begrüßen, appel-

lieren in der anderthalbseitigenMitteilung an

das Ministeriumundallebetroffenen Akteure,

„den Drohungen ein Ende zu setzen", alle

Maßnahmen zu ergreifen, damit das Recht

auf eine inklusive Bildung gewährleistet ist

sowie die Bedingungen für einen„konstruk-

tivenDialog"zwischen Eltern und den Schul-

behörden zu schaffen. CB

dertenrechtskonvention unterzeichnet hat,

demnach Kinder mit spezifischen Bedürfnis-

sen nicht aus demallgemeinen Bildungssystem

ausgeschlossen werden dürfen.Um dieses Ziel

zu erreichen,müsstenLehrer sensibilisiertund

weitergebildet sowie sichergestellt sein, dass

die Schulen über genug Mitarbeiter verfügen.

Darüberhinaus müssten Lehrer von einem Teil

ihrer heutigen administrativen Aufgaben be-

freit werden. Das und die

nen. ORK und CCDH weisen daraufhin, dass

einEinschalten des Jugendrichters „nur ge-

rechtfertigt ist in Fällen, in denen die physi-

sche oder psychische Integrität eines Kindes

in Gefahr ist". „Dies muss eine Maßnahme

des letztenAuswegs bleiben", betonensie. In

allen anderen Fällen sei das Einschalten der

Justiz „aus juristischer und menschlicher

Sicht inakzeptabel". ORK und CCDH erin-

nern daran, dass Luxemburg die UN-Behin-
,

LUXEMBURGDas „Ombuds-Comité fir d'Rech-

ter vum Kand" (ORK) und die beratende

Menschenrechtskommission CCDH pran-

gern in einer gemeinsamen Mitteilung die

Druckausübung auf Eltern an, damit diese

ihreKinder mit spezifischen Bedürfnissenin

Sonderschulen geben. In seinem Fall, der ih-

nen zugetragen wordensei, sei den Eltern so-

gar angedroht worden, den Jugendrichter

einzuschalten, berichten die Organisatio-

Druckausübung auf Eltern von Kindern mit spezifischen Bedürfnissen:

ORK und Menschenrechtskommission schlagen Alarm
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